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� Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
 (030) 227 78960 
 (030) 227 76959 

Bernhard Daldrup  bernhard.daldrup@bundestag.de 

Bernhard Daldrup, MdB – Platz der Republik 1 – 11011 Berlin 

Rede vo  Ber hard Daldrup a lässlich der Vera staltu g 

„Das  eue Teilhaberecht – oder wo stehe  wir u d wie geht es weiter mit de  

Rechtsgru dlage  für Me sche  mit Behi deru ge ?“ am 17.02.2014 

Sehr verehr e Frau Ben ele, 
sehr verehr e Frau Lösekrug-Möller, 

meine Damen und Herren, 

Sie haben na ürlich zunächs  ein Rech  zu erfahren, wer vor Ihnen s eh : ----Ich bin zwar ein Neuling 

im Parlamen , aber leider kein junger Abgeordne er mehr. Vielmehr befasse ich mich sei  vielen 

Jahren mi  kommunalpoli ischen Themen, in den le z en 11 Jahren als Landesgeschäf sführer der 

Sozialdemokra ischen Gemeinschaf  für Kommunalpoli ik (SGK) in NRW, der e wa 9.000 haup  - und 

ehrenam liche Kommunalpoli ikerinnen und Kommunalpoli iker angehören. 

Und weil ich mich auch als Bundes agsabgeordne er den kommunalpoli ischen Fragen besonders 

verpflich e  fühle und übrigens auch dem Finanzausschuss angehöre, bin ich vermu lich heu e 

eingeladen worden. Herzlichen Dank. Ich bin gerne zu Ihnen gekommen. 

Vor der Dars ellung des Koali ionsver rages in den uns gemeinsam in eressierenden Fragen erlauben 

Sie mir einen kleinen Problemaufriss, der Ihnen vermu lich bekann  is , der aber dennoch 

unverzich bar is , wenn man Lage und Hal ung zum Thema vers ehen will. Zum Schluss will ich mi  

meiner Einschä zung auch nich  hin er dem Berg hal en. Die Deba  e um die Zukunf  der 

Eingliederungshilfe is  maßgeblich beförder  worden durch die in Teilen der Republik drama ische 

Finanzlage der Kommunen: 

Der Gemeindefinanzberich  des Deu schen S äd e ages 2013 komm  zwar zu dem Ergebnis, dass die 

Kommunen einen posi iven Finanzierungssaldo von 1,8 Mrd. Euro zu verzeichnen haben, dennoch 

sind die kommunalen Kassenkredi e (also das, was wir als Priva kunden den Dispo bei einer Bank 

nennen würden) im vergangenen Jahr nochmals um 3,6 Mrd. Euro anges iegen und be ragen 

mi  lerweile rund 47,5 Mrd. Euro. Ohne im Einzelnen auf die un erschiedliche Finanzsi ua ion hier 

eingehen zu können, lassen Sie mich fes s ellen, dass sich die Lage zwischen den Kommunen zum Teil 

drama isch voneinander un erscheide und bis zur kommunalen Handlungsunfähigkei reich . 

Weil ich selbs  aus NRW komme, will ich darauf hinweisen, dass fas  die Hälf e der Kassenkredi e, 
also e wa 24 Mrd. (1. 329 Euro je Einwohner) allein bei den NRW-Kommunen liegen. Aber auch in 

anderen Bundesländern is die Si ua ion drama isch. 

D.h. die Forderung nach kommunalen Einsparungen läuf  ins Leere, weil die Ausgabendynamik die 

Sparans rengungen überschrei e . Das nennen wir mi  lerweile auf kommunaler Ebene die 

„Vergeblichkei sfalle“. 

Darüber hinaus is  der posi ive Finanzierungssaldo der Kommunen nur durch den scharfen Rückgang 

der Inves i ionen erklärlich, der zule z rund 10,6 % be rug. 

mailto:bernhard.daldrup@bundestag.de


   
 

 

               

            

            
              

      

 

             

               

                 

               

                

           

 
 

 

             

             

          

          

          

            

           

 

             

          

             

              

           

         

             

         

       

           

         

               

           

          

           

  

 

 

    

            

            

               

            

               

         

Ursächlich für die drama ische Si ua ion is  nich  e wa allein die Arbei slosigkei , sondern es sind vor 

allem die konjunk urunabhängigen Zuwächse sozialer Leis ungen wie der Jugendhilfe, Hilfe zur Pflege 

und der Eingliederungshilfe für Menschen mi  Behinderungen, die von den Kommunen kaum 
beeinfluss  werden können. Die Summe der Sozialleis ungen is  von 2009 von 40,3 auf insgesam  

44,4 Mrd. Euro in 2012 ges iegen. 

Un er den Sozialausgaben weis  die Eingliederungshilfe die mi  Abs and größ e Dynamik auf. Von 

1991 bis 2011 wuchs die Zahl der Leis ungsempfänger von 324.00 auf 790.000 Personen an (140%) 

Die Bru  oausgaben s iegen im gleichen Zei raum von 4,1 Mrd. € auf 14.4 Mrd. EUR haben sich also 

mehr als verdreifach . Die Prognose der Bru  oausgaben für 2012 und Folgejahre lieg  bei knapp 15 

Mrd. EUR und s eig (15,5 Mrd. EUR (2013)) auf über 16 Mrd. EUR in 2014; 

Die his orischen, fallzahl- und fallkos enbeding en Gründe der Kos endynamik sind Ihnen sicher 

bekann . 

Fazit: 

• Wir haben es mi  einer fi a zielle  Herausforderu g zu  un, die die kommunale 

Selbs verwal ung nich  bewäl igen kann, sondern sie im Kern  riff : es berühr  auch die 

Funk ionsfähigkei der kommunalen Demokra ie, wenn die Kommunen die übrigen Aufgaben 

der kommunalen Daseinsvorsorge nich  mehr erfüllen können. Angefangen von anderen 

sozialen Diens leis ungen bis zur  echnischen und kul urellen Infras ruk ur (Schulen, Bäder, 

Jugend- oder Kul ureinrich ungen) be riff  dies alle Bürgerinnen und Bürger und dami  auch 

Sie. Auch Menschen mi  Behinderungen brauchen eine funk ionsfähige Infras ruk ur in den 

Kommunen. 

• Wir haben es mi  einer politische  Herausforderu g zu  un, weil Ausgabenveran wor ung 

und Finanzierungsveran wor ung auseinanderfallen. In 9 Bundesländern mi  fas  60 Mio. 

Einwohnern wird die Eingliederungshilfe zu 100% von den Kommunen finanzier . Nur in drei 

Ländern mi  weniger als 6 Mio. Einwohnern sind die Kommunen an der Finanzierung nich  

be eilig . In einer ak uellen Un ersuchung der Finanzs röme der Eingliederungshilfe in NRW 

ha  der Landschaf sverband Wes falen-Lippe nachgewiesen, dass der Bundeshaushal  nur 

mi  lediglich 9% und die Sozialversicherungen nur mi  2% an der Finanzierung der 

Eingliederungshilfe be eilig  sind. Dabei sind die volkswir schaf lichen Er räge der 

Eingliederungshilfe bezüglich der Gü ernachfrage und Beschäf igungseffek e durchaus 

beach lich. Auch wenn solche Un ersuchungen in eressengelei e  sind, zeigen sich doch das 

Dilemma eines Finanzierungssys ems auf, das so nich bleiben kann. 

• Wir haben es mi  einer soziale  Herausforderu g zu  un: Wie werden wir den Erwar ungen 

der be roffenen Menschen am bes en gerech ? Wie muss die sozials aa liche Aufgabe 

angemessen erbrach werden? Welche Al erna iven bzw. Op imierungen sind erforderlich? 

Der Koali ionsver rag geh  auf die Herausforderungen mi  konkre en, aber nich  abschließenden 

Formulierungen ein: 

1. Mit ei er Fi a zzusage: 

Die Kommunen sollen im Rahmen der Verabschiedung eines Bundesleis ungsgese zes im Umfang von 

5 Mrd. € jährlich von der Eingliederungshilfe en las e  werden. Priori är und ohne 

Finanzierungsvorbehal , so jedenfalls s eh  es im Ver rag. Ab wann das geschehen soll, s eh  nich im 

Koali ionsver rag und die Diskussion darüber is  sehr lebendig. Bis zum Bundesleis ungsgese z sollen 

die Kommunen jährlich 1 Mrd. Euro erhal en. Wofür diese Zuweisung erfolgen soll, s eh  dor  nich , 

sie is dami auch nich an die Eingliederungshilfe gekoppel . 
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2. Mit ei er Reformzusage zum Teilhabrecht: 

Die Eingliederungshilfe soll zu einem modernen Teilhaberech  wei eren wickel  werden, dessen 

Leis ungen sich am persönlichen Bedarf orien ieren, und zwar personen- und nich  

ins i u ionenorien ier . Auch diese Fes legung läss  viel Spielraum zu und Sie werden sicher gleich 

Vorschläge hören, wie dies geschehen soll. 

3. Mit ei er Aussage zur Koste begre zu g: 

Die Neuorganisa ion der Ausges al ung der Teilhabe zuguns en der Menschen mi  Behinderung soll 

so geregel  werden, dass keine neue Ausgabendynamik en s eh . Angesich s der Kos endynamik, die 

wir sowieso schon haben, eine allzu vers ändliche Fes legung. 

Ich will je z  keine Tex exegese be reiben, sondern s a  dessen zwei s ra egische Fragen behandeln, 

die ich für das wei ere Vorgehen für besonders wich ig hal e: 

• Wo stehe  wir? 

Sie wissen vermu lich, dass die Deba  e um die Reform der Eingliederungshilfe mindes ens bis in den 

Beginn der 90er Jahre - mi  vielen Zwischenschri  en - zurückreich . Für die gegenwär ige Si ua ion 

en scheidend war aber die Zusage in den Fiskalpak verhandlungen im Juni 2012, in denen Bund und 
Länder vereinbar haben, dass es ein Bundesleis ungsgese z in dieser Wahlperiode geben soll. 

Das is  seinerzei  als ziemliches Geschacher kri isier  worden, weil der Bund angeblich mi  dem 

Rücken zur Wand s and. Wäre die Si ua ion nich  so gewesen, ha  e es diese Zusage auch nich  

gegeben, die es je z einzulösen gil . 

Ebenso wich ig war dann sicher die Posi ionierung der Länder in einer von Bayern formulier en 

En schließung im März 2013, mi  der der Bund sogar zur volls ändigen Übernahme der 

Eingliederungshilfe aufgeforder wurde. 

Schließlich will ich auch den ASMK-Beschluss von November 2013 nennen, der die poli ische 

Bedeu ung einer En las ung von den Kos en der Eingliederungshilfe erneu vers ärk e. 

Mi  der Fes legung in der Koali ionsvereinbarung is  nunmehr die Angelegenhei  sowei  im 
poli ischen En scheidungsfeld wie nie zuvor. Fußballerisch gesprochen lieg  der Ball auf dem 

Elfme erpunk . 

Eine wei ere Verlängerung des Spiels darf es nich geben. 

Was bedeute  die Aussage  ko kret hi sichtlich Zeit, Geld u d Qualität? 

1. in zei licher Hinsich  

Die Vors ellung, es könn e berei s im Jahre 2015 zu einer En las ung der Kommunen infolge eines 

Bundesleis ungsgese zes geben, wird glaubwürdig en gegenge re en. Wenn Gründlichkei  vor 

Schnelligkei  gehen soll, is  dies auch nachvollziehbar. Nich  nur die kommunalen Spi zenverbände 

erwar en aber eine En las ung ab 2016. Diese Erwar ung hal e ich für rich ig und un ers ü ze sie, 

auch wenn es dazu anderslau ende Äußerungen gib . 

Lau  Auskunf  des parlamen arischen Geschäf sführers im BMF, S effen Kampe er, wird der 2. 
En wurf für den Haushäl  2014 sowie die mi  elfris ige Finanzplanung für die Jahre 2015 - 2018 am 

12. März vom Bundeskabine   beschlossen. Der Bundes ag wird voraussich lich noch vor der 

Sommerpause vom 24.-27. Juni den Bundeshaushal beschließen. 

Es geh also in die Zielgerade. 

2. in fiskalischer Hinsich  
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Ich bi  e alle Be eilig en sich zu vergegenwär igen, dass es bei der Reform der Eingliederungshilfe aus 

Sich  der meis en Be eilig en - nich  der Be roffenen - mindes ens um eine ausgabensei ige 

S abilisierung geh . Die Kos endynamik der vergangenen Jahre kann nich  ungebrems  wei erlaufen, 
sie müss e im Gegen eil gebrochen werden. Von dieser Hal ung is  auch die Koali ionsvereinbarung 

ge ragen. Es is  ebenso das Ziel der überör lichen Sozialhilfe räger wie auch der kommunalen 

Spi zenverbände - fas ausnahmslos. 

Es geh  überwiegend nich  um zusä zliche Umsa zs euerpunk e - also Mehreinnahmen für die 

Kommunen un er s a us quo Bedingungen, sondern um En las ung von Sozialausgaben durch eine 

veränder e Veran wor lichkei  und inhal licher Veränderungen, also un er Berücksich igung der 

Kos endynamik und der fachlichen Verknüpfung. 

3. in fachlicher Hinsich  

Wenn die gesellschaf liche In egra ion von Menschen mi  Behinderungen eine 

gesam gesellschaf liche Aufgabe is , dann sind es die dami  verbundenen Kos en auch. De aillier e 

fachliche Lösungswege werden Sie gewiss von mir nich erwar en. 

Die Kos en rägerschaf  soll e aber die Möglichkei  dezen raler S euerung, also den 

Ges al ungsspielraum vor Or , nich  ausschließen, will sagen, es geh  nich  darum, aus der 
Eingliederungshilfe eine Bundesauf ragsverwal ung zu machen, die ja vorliegen würde, wenn die 

Bundesbe eiligung auf einen An eil von über 49 Prozen der Kos en ans eigen würde. 

Ein Bundes eilhabegeld schein dabei ein Weg zu sein, der dies ermöglich , weil die Kos enwirkungen 

noch un er 5 Mrd. Euro liegen werden, je nach Berechnung bei Größenordnungen von 3,6 bis 4,4 

Mrd. Euro, die Dynamik einmal außen vor gelassen. 

Na ürlich is  auch dieser Weg mi  wei eren Fragen verbunden, die einer schnellen Klärung bedürfen, 

wie z.B. die Anrechnung von Einkommen und Vermögen, S andards der Bedarfsfes s ellung, der 

mögliche Selbs behal und anderes mehr, zu dem ich mich fachlich nich äußern kann. 

Überdies soll en auch sei  langem in der Diskussion befindliche Schni  s ellen geklär  werden, wie z. 

B. die no wendige Übernahme der volls ändigen Kos en für die Pflege von pflegebedürf igen 

behinder en Menschen durch die Pflegekassen (43a SGB XI). 

Meine Damen und Herren, 

vermu lich komm  Ihnen meine Posi ion eher wie die eines kommunalen Ver re ers vor als die eines 

Bundespoli ikers. Diesem Eindruck will ich gar nich  en gegen re en. Dami  verbinde ich aber auch 

die Verpflich ung, dass sich kommunale In eressen nach dynamischer Kos enen las ung mi  denen 
der Veran wor lichen für die Eingliederungshilfe so verbinden, dass eine zei nahe Lösung möglich 

wird. Selbs blockade darf jedenfalls nich sein. 

Zule z : In egra ion, besser noch Inklusion is  eine Aufgabe ohne Al erna ive. Um sie rich ig 

wahrnehmen zu können, sind Ihre Erwar ungen, Ihre Be eiligung und Teilnahme besonders wich ig. 

Deshalb is  es gu , dass es diese Verans al ung gib  und Sie Ihre Forderungen einbringen, dami  die 

Umse zung dieses großen Projek es nich  nur eine akzep able, sondern auch eine akzep ier e Lösung 

finde . 

Herzlichen Dank 


